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Monitoring zum „Anwalt der ersten Stunde“*
Meldeformular
Ab dem 1. Januar 2011 gilt in der ganzen Schweiz das Recht auf einen „Anwalt der ersten Stunde“. Die Demokratischen Juristinnen und Juristen der Schweiz (DJS) wollen überprüfen, ob und wie sich Polizei und Staatsanwaltschaft an die neuen gesetzlichen Vorgaben halten und wo noch Lücken im Verfahren bestehen. Sollten wir aus negative Meldungen erhalten, werden wir in dem betreffenden Kanton umgehend intervenieren. Wir sind aber durchaus auch an positiven Beispielen interessiert.

Sie können uns bei diesem Monitoring – als betroffene Person oder als Anwalt/Anwältin – unterstützen, indem Sie dieses Formular ausfüllen und uns zurücksenden (per E-Mail oder per Post, Adressen siehe oben). Bitte beachten Sie auch die unten angefügten „Informationen für Beschuldigte“. Alle Angaben werden vertraulich behandelt. Selbstverständlich werden wir Ihre Personalien nicht weiter geben. 


Meldeformular

Technischer Hinweis: Wenn Sie das Formular am eigenen Computer ausfüllen, 
müssen Sie es vorher abspeichern.
1.
Zu Ihrer Person:

Name, Vorname:

     
Kontaktmöglichkeit:

     
Sprache:

     


Datum der Meldung:      
	Ich bin
	 FORMCHECKBOX 
 eine betroffene Person

	
	 FORMCHECKBOX 
 eine Anwältin oder ein Anwalt einer beschuldigten Person


2.
Zur Einvernahme:

Datum der Einvernahme:
     


Uhrzeit:
     
Ort der Einvernahme:
     


Kanton:
     
	Einvernahme durch
	 FORMCHECKBOX 
 Polizei, welche:      

	
	 FORMCHECKBOX 
 Staatsanwaltschaft


	Waren noch weitere Personen anwesend?
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	 FORMCHECKBOX 
 nein
	 FORMCHECKBOX 
 PolizistInnen, Anzahl:      

	
	 FORMCHECKBOX 
 Mitbeschuldigte, Anzahl:      


3.
Zur Rechtsbelehrung:

Die Rechtsbelehrung über das Recht auf einen Anwalt ersten Stunde erfolgte
	 FORMCHECKBOX 
 mündlich
	 FORMCHECKBOX 
 schriftlich

	 FORMCHECKBOX 
 gar nicht
	Sprache:      



Die Rechtsbelehrung über das Recht auf Aussageverweigerung erfolgte
	 FORMCHECKBOX 
 mündlich
	 FORMCHECKBOX 
 schriftlich

	 FORMCHECKBOX 
 gar nicht
	Sprache:      


Die Rechtsbelehrung über das Recht auf Übersetzung erfolgte
	 FORMCHECKBOX 
 mündlich
	 FORMCHECKBOX 
 schriftlich

	 FORMCHECKBOX 
 gar nicht
	Sprache:      



Die Rechtsbelehrung über das Recht auf amtliche Verteidigung erfolgte
	 FORMCHECKBOX 
 mündlich
	 FORMCHECKBOX 
 schriftlich

	 FORMCHECKBOX 
 gar nicht
	Sprache:      


4.
Zum Kontakt mit der Anwältin oder dem Anwalt:

Es bestand die Möglichkeit, die eigene Anwältin oder den eigenen Anwalt zu

kontaktieren


	 FORMCHECKBOX 
 ja
	 FORMCHECKBOX 
 nein



Es bestand die Möglichkeit, eine Pikettanwältin oder einen Pikettanwalt zu kontaktieren

	 FORMCHECKBOX 
 ja
	 FORMCHECKBOX 
 nein



Wie viele Anwältinnen oder Anwälte wurden angerufen?

	 FORMCHECKBOX 
 1-2 Personen
	 FORMCHECKBOX 
 3 Personen
	 FORMCHECKBOX 
 mehr als 3 Personen



Konnte eine Anwältin oder ein Anwalt erreicht werden? 

	 FORMCHECKBOX 
 ja
	 FORMCHECKBOX 
 nein


Bemerkungen:      

Konnte die Anwältin oder der Anwalt mit der beschuldigten Person sprechen?

	 FORMCHECKBOX 
 ja
	 FORMCHECKBOX 
 nein


Bemerkungen:      

Hat die Polizei oder die Staatsanwaltschaft davon abgeraten, einen Anwalt/eine Anwältin einzuschalten? 

	 FORMCHECKBOX 
 nein
	

	 FORMCHECKBOX 
 ja
	 FORMCHECKBOX 
 mit dem Hinweis auf Kostenfolgen

	
	 FORMCHECKBOX 
 mit dem Hinweis darauf, dass es sich um ein Bagatelldelikt handele

	
	 FORMCHECKBOX 
 mit dem Hinweis, dass die Beweislage klar sei


Hat die Polizei bereits vor dem Beginn der Einvernahme und der Rechtsbelehrung Fragen gestellt oder versucht, die beschuldigte Person in ein Gespräch zu verwickeln?

	 FORMCHECKBOX 
 ja
	 FORMCHECKBOX 
 nein


Bemerkungen (Welche Fragen wurden gestellt? Wie viele Personen waren anwesend? Wurden Sie unter Druck gesetzt?):      
Die Anwältin oder der Anwalt ist innerhalb folgender Zeit eingetroffen:

	 FORMCHECKBOX 
 bis 30 Min.
	 FORMCHECKBOX 
 30 Min bis 1 Stunde

	 FORMCHECKBOX 
 1 bis 2 Stunden
	 FORMCHECKBOX 
 2 bis 3 Stunden



Wurde explizit eine Frau als Anwältin gewünscht?

	 FORMCHECKBOX 
 nein
	 FORMCHECKBOX 
 ja

 FORMCHECKBOX 
 dem Anliegen wurde entsprochen


Bemerkungen:     
Informationen der DJS für Beschuldigte im Strafverfahren
Erste Einvernahme: – Recht auf Verteidigung!
Sie werden jetzt durch die Strafverfolgungsbehörde (Polizei/Staatsanwältin/Staats-anwalt) befragt, weil Sie verdächtigt und beschuldigt sind, eine strafbare Handlung begangen zu haben.

Als beschuldigte Person haben Sie in dieser ersten Befragung Rechte:

1. 
Sie haben das Recht, darüber informiert zu werden, welche strafbaren Handlungen Gegenstand der Befragung sind.

2. Sie müssen sich nicht selber belasten und dürfen deshalb ohne Begründung die Aussage verweigern. Sie dürfen also generell oder zu einzelnen Fragen keine Antworten geben.

3. Sie haben das Recht, hier und sofort einen Verteidiger/eine Verteidigerin beizuziehen. 

Falls Sie eine Verteidigerin/einen Verteidiger kennen, muss Ihnen ermöglicht werden, diese/n sofort und vor Beginn der Befragung zu kontaktieren. Die von Ihnen kontaktierte Person kann an der Einvernahme teilnehmen. 

Falls Sie selber niemanden kennen oder die von Ihnen kontaktierte Person nicht an der Befragung teilnehmen kann, hat die Polizei eine Pikettliste von Verteidigerinnen und Verteidigern zur Verfügung. Sie können eine Pikettverteidigerin oder einen Pikettverteidiger kontaktieren.

4. Die Strafverfolgungsbehörden müssen mit dem Beginn der Befragung bis zum Eintreffen des Verteidigers oder der Verteidigerin bis zu drei Stunden zuwarten.

5. Die Kosten der Verteidigung müssen Sie in der Regel nur dann selber tragen, wenn Sie über genügendes Einkommen oder Vermögen verfügen. Bei schwierigen finanziellen Verhältnissen und bei eher schwerwiegenden Beschuldigungen kommt unter Umständen der Staat für die Kosten der Verteidigung auf. Sie können in jedem Fall sofort ein Gesuch um amtliche Verteidigung stellen.


6. Sie müssen vor Beginn der Befragung ausdrücklich und umfassend über die vorstehend genannten Rechte informiert werden.

7. Falls Sie über diese Rechte nicht informiert wurden, darf Ihre Aussage im gerichtlichen Verfahren nicht verwertet werden!

* Gemäss Art. 158 f. StPO (in Kraft ab 01.01.2010) hat die beschuldigte Person von der ersten Einvernahme an das Recht auf Beisein einer Strafverteidigung. Dieses Recht gilt unabhängig davon, ob die Einvernahme durch die Polizei oder die Staatsanwaltschaft durchgeführt wird. Polizei wie Staatsanwaltschaft müssen die beschuldigte Person deutlich und in einer ihr verständlichen Sprache vor der ersten Einvernahme auf dieses Recht aufmerksam machen. Wird dies unterlassen, dürfen die Aussagen im weiteren Verfahren nicht verwendet werden.





